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Bundesverhand

Die PARTEI

Bundesverhand

Kopischstrafie 10

10965 Berlin
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E-Mail: verwaltung@die-partei.de

Mitglieder des Bundesvorstands und der Landesvorstande der
Partei fiir Arbeit, Rechtsstaat, Tierschutz, Elitenforderung und basisdemokratische Initiative

Die PARTEI

Stand 16.01.2025

Bundesverband

zuletzt gewahlt am 21.09.2024
Vorsitzender Martin Sonnehorn
Stellv. Vorsitzende Elise Teitz
Stellv. Vorsitzender Tom Rodig
Generalsekretar Thomas Hintner
Bundesgeschaftsfiihrer Georg Lenz
Bundesschatzmeisterin Julia Kolver
Stellver. Bundeschatzmeister Norhert Gravius
Vorstandsmitglied Marie Burneleit
Vorstandsmitglied Paula Erdmann

Landesverbhand Baden-Wurttembery

zuletzt gewahlt am 07.07.2024

Vorsitzender Peter Mendelsohn
1. Stellv. Vorsitzende Ina Schumann

2. Stellv. Vorsitzende Milena Gotz
Schatzmeister Martin Keller
Stellv. Schatzmeisterin Antje Waihel

Generalsekretar Daniel Friesch



Pol. Geschaftsfiihrer

Jorg Lesser

Stellv. Schatzmeisterin Hannah Wolfl
Propagandaleiterin Sophie Kessel
Pol. Sprecher Max Braun
Mitglied des Vorstands o. h. G. Joel Widmaier
Landesverband Bayern
zuletzt gewahlt am 07.07.2024
Vorsitzender Roland Kronbauer
Stellv. Vorsitzende Michael Dering
Schatzmeisterin Anja Klingelhofer
Stellv. Schatzmeister Thomas Sachs
Generalsekretar Bernd Sander
Landespolitische Sprecherin Anna Bauer
Politischer Geschaftsfiihrer Philip Nowakowski
Vorstandsmitglied Martin Winkler
Vorstandsmitglied Michael Kilian
Vorstandsmitglied Tommy Schwellinger
Landesverband Berlin
zuletzt gewahlt am 11.02.2024
Vorsitzender Martin Pohlmann
Schatzmeisterin Kerstin Kruschwitz

Stellv. Vorsitzende

Stellv. Vorsitzender
Stellv. Vorsitzende

Stellv. Vorsitzender
Stellv. Vorsitzender
Stellv. Vorsitzender
Stellv. Vorsitzender
Stellv. Vorsitzender
Stellv. Vorsitzender
Stellv. Vorsitzende

Katharina Kerhstat
Jan-Marcel Bundels
Julia Kolver

Sehastian Schneiderreit

Riza. A. Cortlen
Torhen Denecke
Sehastian Richter
Dirk Fleischmann
Erik Witthauer
Sahine Taeuhner



Vorsitzender
Stellv. Vorsitzender
Schatzmeister

Politischer Geschaftsfiihrer

Generalsekretarin
Pressesprecher

Vorsitzender

Stellv. Vorsitzender
Schatzmeister

Pol. Geschaftsfiihrerin
Generalsekretar

Vorsitzender
Vorsitzender
Schatzmeister
Mitglied des Vorstands
Mitglied des Vorstands
Mitglied des Vorstands
Mitglied des Vorstands

Landesverband Brandenburg

zuletzt gewahlt am 21.07.2024

Nick Hiibner

Focko Heyen Hinken
Thomas Apitz
Sascha Jenchen
Jennifer Mueller
Thomas Hufnagel

Landesverhand Bremen

zuletzt gewahlt am 03.09.2023

Sandor Herms
Marten Schulz
Tobias Lotz

Ruth Rothgéanger
Lars Koke

Landesverbhand Hamburg

zuletzt gewahlt am 29.12.2024

Steffen Hinz

Martin Schoenewolf
Marc von Beichmann
Katharina Denker
Taro Tatura
Samantha Edsen
Casten Gemer



Landesverhand Hessen

Vorsitzender
Stellv. Vorsitzende
Schatzmeisterin

Stellv. Schatzmeister
Generalsekretar

Stellv. Generalsekretarin

Pol. Geschaftsfiihrer

Stellv. Pol. Geschaftsfiihrerin
Regionalkoordinator

zuletzt gewahlt am 30.11.2024

Nico Wehnemann
Claudia Dettenrieder
Franziska Schlegel
Dominik Haas

John Kortt

Ronja Ketterer
Darwin Walter
Marvin Sterna

Ulrich Wolf

Landesverband Mecklenbhurg-Vorpommern

Vorsitzender
Stellv. Vorsitzender
Schatzmeister

zuletzt gewahlt am 13.05.2023

Martin Molter
Raik Osiahlo
Rohert Granert

Landesverhand Niedersachsen

Vorsitzende

Vorsitzender
Stellvertretender Vorsitzender
Stellvertretende Vorsitzende
Schatzmeister
Generalsekretar

Pol. Geschaftsfiihrerin

Unpol. Geschaftsfiihrerin
Vorstandsmitglied
Vorstandsmitglied

zuletzt gewahlt am 07.04.2024

Layla Schmidt
Sehastian Wirth
Jens-Uwe Thiimer
Sahine Thiimer-Bauereil
Christian Karl Lehmann
Dennis Rhatje

Hannah Vergeld

Niklas Willem Brandes
Lisa-Marie Rosien
Claudia Braun



Landesverhand Nordrhein-Westfalen

Vorsitzender

Stellv. Vorsitzende

Stellv. Vorsitzende

Stellv. Vorsitzende
Schatzmeister
Schatzmeister
Schatzmeister
Generalsekretar

Politischer Geschaftsfiihrer

Mitglied des Vorstands o. b. G.
Mitglied des Vorstands o. h. G.
Mitglied des Vorstands o. h. G.
Mitglied des Vorstands o. b. G.

zuletzt gewahlt am 02.12.2023

Dr. Mark Benecke
Julia Wiedow
Paula Erdmann
Viola Neumann
Jens Petersen
Thilo Behrendt
Stephan Kuhn
Olaf Schldsser
Patrick Meyer
Paul Kuhlemann
Lena Oberhaumer
Thomas Hofman
Ann-Christin Elpelt

Landesverhand Rheinland-Pfalz

Vorsitzender

Stellv. Vorsitzende
Schatzmeister

Stellvertr. Schatzmeister
Pol. Geschaftsfiihrerin
Generalsekretar
Beisitzerin

Stellv. Schatzmeister

zuletzt gewahlt am 05.08.2023

Kevin Wilhelm
Daniele Janice Zaun
Florian Niedt

Falke Rosch

Claudia Boas
Samuel Knewitz
Vera Ganske

Heiko Forster

Landesverhand Saarland

Vorsitzende
Stellv. Vorsitzender
Schatzmeister

Generalsekretar

Pol. Geschaftsfiihrerin
Beisitzer

Beisitzer

zuletzt gewahlt am 29.05.2022

Evelyne Gorlinger
Jimmy Niklas Both
Justin Walter
Michael Franke
Almut Deeli

Sven Sonnhalter
Christian Weher



Landesverhand Sachsen

zuletzt gewahlt am 26.10.2024

Vorsitzender Tom Rodig

Stellv. Vorsitzende Sahine Kiichler

Stellv. Vorsitzender Michael Waldmann
Schatzmeister Andreas Schwock
Schatzmeisterin Heike Hofkes
Schatzmeister David Britten
Landesgeschaftsfiihrer Sehastian Cedel
Landesgeschaftsfiihrerin Verena Trauhinger
Generalsekretar Maximilian Aschenbach
Beisitzende Desiree Engel
Beisitzende Thomas Ihm
Beisitzende David Britten
Beisitzende Terence Siepermann
Beisitzende Martin Muth
Beisitzende Matthias Denecke
Beisitzende Antje Tischer
Beisitzende Marc Klauh

Beisitzende Christine Miiller
Beisitzende Katharina Christina Subat

Landesverhand Sachsen-Anhalt

zuletzt gewahlt am 19.10.2024

Vorsitzender Martin Bochmann
Stellv. Vorsitzender Martin Rost
Schatzmeister Kevin Schimka
Generalsekretarin Tina Uhlemann
Politische Geschaftsfiihrerin Dorte Jacohi
Beisitzerin Jacqueline Jutrowska

Beisitzerin Jenny Hannig



Landesverhand Schleswig-Holstein

Vorsitzender

Stellv. Vorsitzende
Schatzmeisterin
Stellvertr. Schatzmeister
Generalsekretar

Pol. Geschaftsfiihrer
Zentralinspektor
Politkommisar

Vorsitzende
Vorsitzender
Schatzmeierin
Schatzmeisterin
Schatzmeister
Stellv. Vorsitzender
Stellv. Vorsitzender
Stellv. Vorsitzender
Vorstandsmitglied
Vorstandsmitglied
Vorstandsmitglied
Vorstandsmitglied

zuletzt gewahlt am 03.09.2023

Florian Wrobel
Alexandra Richter
Yana Kading
Jannis Langmaack
Nils-Henrik Kohler
Markus Richter
Jens Wemhoner
Yorik Timo Hansen

Landesverband Thuringen

zuriickgetreten am 23.03.2024

Sindy Malsch
Simon Wagner
Maria Sophie Biittner
Katja Kuhn

Jan Stein
Benjamin Becker
Tim Loose

Ronny Ermisch
Martin Soheck
Doreen Korh
Stefan Wagner
Adrien Gerhadt



liePARTEI

Bundesverband

Satzung des Bundesverbandes der PARTEI

»Partei fur Arbeit, Rechtsstaat, Tierschutz, Elitenforderung und
basisdemokratische Initiative« — Die PARTEI -

Vom 9. November 2004
Zuletzt geandert am 21. September 2024

§ 1 - Zweck

(1) Die Partei fur Arbeit, Rechtsstaat, Tierschutz, Elitenférderung und basisdemokratische
Initiative (Die PARTEI) ist eine Partei im Sinne des Grundgesetzes der Bundesrepublik
Deutschland und des Parteiengesetzes. Sie vereinigt Mitglieder ohne Unterschied der
Staatsangehorigkeit, des Standes, der Herkunft, der Aurafarbe, des Geschlechts, der
sexuellen ldentitat, einer Behinderung und des Bekenntnisses, die beim Aufbau und
Ausbau eines demokratischen Rechtsstaates, einer modernen foderalen Ordnung gepragt
vom Geiste sozialer Gerechtigkeit mitwirken wollen. Totalitare, diktatorische und
faschistische Bestrebungen sowie Diskriminierungen, insbesondere sexistisches,
antisemitisches und rassistisches Verhalten jeder Art lehnt Die PARTEI entschieden ab.

(1b) Die Bundespartei fuhrt den Namen ,Partei fur Arbeit, Rechtsstaat, Tierschutz,
Elitenforderung und basisdemokratische Initiative“ und die Kurzbezeichnung ,Die
PARTEI“. Das Wort ,PARTEI” steht dabei als Akronym fur den Namen der Partei.

(2) Der Sitz der PARTEI ist Berlin. Dort befindet sich auch die Bundesgeschaftsstelle.
(3) Die Tatigkeit der PARTEI erstreckt sich auf die Bundesrepublik Deutschland.

§ 2 — Mitgliedschaft

(1) Jede naturliche Person mit deutschem Wohnsitz oder deutscher Staatsbirgerschaft
kann Mitglied der PARTEI werden, sofern sie das 16. Lebensjahr vollendet hat und die
Grundsatze und die Satzungen der PARTEI anerkennt. Personen, die infolge
Richterspruchs die Amtsfahigkeit, die Wahlbarkeit oder das Wahlrecht nicht besitzen,
konnen nicht Mitglied der PARTEI sein oder werden.



(2) Mitglied der PARTEI konnen nur naturliche Personen sein. Die Bundespartei fuhrt eine
zentrale Mitgliederdatei.

(3) Die gleichzeitige Mitgliedschaft in der PARTEI und bei einer anderen mit ihr im
Wettbewerb stehenden Partei oder Wahlergruppe ist nicht ausgeschlossen. Lediglich die
Mitgliedschaft in einer Organisation oder Vereinigung, deren Zielsetzung den Zielen

der PARTEI widerspricht, ist nicht zulassig.

(4) Bei einer Doppelmitgliedschaft durfen Mitglieder einer anderen Partei oder
Wahlvereinigung weder Amter und Posten innerhalb der PARTEI wahrnehmen, noch fir
diese kandidieren.

§ 3 — Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft in der PARTEI wird aufgrund dieser Satzung erworben. Die
Mitgliedschaft wird unmittelbar bei der Bundespartei erworben.

(2) Die Aufnahme setzt voraus, dal das aufzunehmende Mitglied einen deutschen
Wohnsitz hat oder die deutsche Staatsburgerschaft besitzt und nicht schon Mitglied der
PARTEI ist.

(3) Die Mitgliedschaft in Landesverbanden, Gebietsverbanden und
Auslandsorganisationen richtet sich nach dem Wohnsitz. Hat ein Mitglied mehrere
Wohnsitze, bestimmt es selbst, wo es Mitglied ist. Jedes Mitglied hat einen
Wohnsitzwechsel unverzuglich dem Bundesverband anzuzeigen.

(4) Uber Aufnahmeantrage von Personen ohne deutschen Wohnsitz und ohne deutsche
Staatsburgerschaft entscheidet der Bundesvorstand.

(5) Jedes Mitglied erhalt einen Mitgliedsausweis.

§ 4 — Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Jedes Mitglied hat das Recht und die Pflicht, im Rahmen dieser Satzung die Zwecke
der PARTEI zu fordern und sich an der politischen und organisatorischen Arbeit
der PARTEI zu beteiligen.

(2) Uber Interna ist Verschwiegenheit zu wahren.



§ 5 — Beendigung der Mitgliedschaft
(1) Die Mitgliedschaft endet durch:

1. Tod,

2. Austritt,

3. Verlust oder Aberkennung der Wahlbarkeit oder des Wahlrechts,
4. Ausschluss.

(1b) Verliert ein Mitglied ohne deutschen Wohnsitz die deutsche Staatsblrgerschaft oder
gibt ein Mitglied ohne deutsche Staatsburgerschaft den deutschen Wohnsitz auf,
entscheidet der Bundesvorstand, ob die Mitgliedschaft endet.

(2) Bei Beendigung der Mitgliedschaft ist der Mitgliedsausweis zurickzugeben. Ein
Anspruch auf Rickzahlung von Beitragen besteht nicht.

§ 6 — OrdnungsmaRBnahmen

(1) Verstolie von Mitgliedern oder Verbanden gegen die Satzung oder gegen Grundsatze
oder Ordnung der PARTEI werden mit Ordnungsmalinahmen geahndet, sofern der
PARTEI ein Schaden zugefligt wurde. Dabei ist § 10 Abs. 5 PartG zu beachten.

(1b) Ordnungsmaflinahmen kdnnen nur vom Bundesvorstand oder vom Vorstand eines
Landesverbandes verhangt werden.

(1c) VerstoRe von Mitgliedern konnen mit folgenden Ordnungsmaflnahmen geahndet
werden:

1. Verwarnung,

2. Verweis,

3. Enthebung von einem Parteiamt,

4. Aberkennung der Fahigkeit, ein Parteiamt zu bekleiden

(2) Vorsatzliche Verstolie gegen die Satzung oder erhebliche VerstoRe gegen die
Grundsatze oder Ordnung von Mitgliedern kénnen mit Ausschluss aus der PARTEI
geahndet werden, sofern der PARTEI schwerer Schaden zugefugt wurde.

(2b) Der Ausschluly wird vom Bundesvorstand oder vom Vorstand eines Landesverbandes
beim zustandigen Landesschiedsgericht beantragt. In dringenden und schwerwiegenden
Fallen, die sofortiges Eingreifen erfordern, kann der jeweilige Vorstand das Mitglied von
der Auslubung seiner Rechte bis zur Entscheidung des Schiedsgerichts ausschliel3en.

(2c) Das Schiedsgericht kann statt einer verhangten oder beantragten
Ordnungsmalnahme auch eine mildere Ordnungsmafnahme verhangen.



(3) Die parlamentarischen Gruppen der PARTEI sind gehalten, ein rechtskraftig
ausgeschlossenes oder ein ausgetretenes Parteimitglied aus ihrer Gruppe
auszuschliel3en.

(4) (entfallen)

(5) Verstolie von Verbanden kdnnen mit folgenden Ordnungsmal3nahmen geahndet
werden:

1. Auflésung
2. Ausschlufy
3. Amtsenthebung ganzer Organe nachgeordneter Gebietsverbande

(6) Landesvorstande haben die Verhangung von Ordnungsmalinahmen — mit Ausnahme
von Verwarnungen und Verweisen — unverzuglich dem Bundesvorstand mitzuteilen und zu
begrinden. Der Bundesvorstand kann innerhalb einer Woche ab Mitteilung ein
begrindetes Veto einlegen. Dies hat gegenuber der MaRnahme aufschiebende Wirkung.
Sofern der Landesverband auf einer Aufrechterhaltung der OrdnungsmafRnahme besteht,
entscheidet das Bundesschiedsgericht endgultig Uber die Ordnungsmaflinahme.

(7) Weitere Ordnungsmaflnahmen gegen Mitglieder oder Verbande aul3erhalb dieser
Bundessatzung sind unzulassig und unwirksam.

§ 7 — Gliederung
(1) Die PARTEI organisiert sich in folgenden Gliederungen:

1. Landesverbande (LV) mit dem Tatigkeitsgebiet eines Bundeslandes,

2. Gebietsverbande mit dem Tatigkeitsgebiet eines amtlichen Gebietes,

3. Auslandsorganisationen (AO) mit dem Tatigkeitsgebiet eines auslandischen
Staates,

4. Hochschulgruppen mit dem Tatigkeitsgebiet einer Hochschule.

(2) Die Gliederung von Gebietsverbanden erfolgt in:

1. Bezirksverbande (BV) mit dem Tatigkeitsgebiet eines (Regierungs-)Bezirkes,

2. Kreisverbande (KV) mit dem Téatigkeitsgebiet eines (Land-)Kreises oder einer
kreisfreien Stadt,

3. Ortsverbande (OV) mit dem Tatigkeitsgebiet eines Ortes oder eines Stadtteils
innerhalb eines (Land-)Kreises, innerhalb einer kreisfreien Stadt oder innerhalb
eines Stadtstaates.

(2b) Bei Kreisverbanden und Ortsverbanden ist in begrindeten und sinnvollen Fallen eine
Zusammenlegung mehrerer Tatigkeitsgebiete der gleichen Ebene mdglich.



(2c) Kreisverbande konnen ihr Tatigkeitsgebiet auf Wahlkreise erweitern, die sich teilweise
mit ihrem Tatigkeitsgebiet schneiden. Bei Uberschneidenden Tatigkeitsgebieten treffen die
betroffenen Gebietsverbande alle den Wahlkreis betreffenden Entscheidungen
gemeinsam.

(3) Die Gliederungen sollen sich nicht wirtschaftlich betatigen.

(4) Landesverbande und Auslandsorganisationen sind dem Bundesverband direkt
nachgeordnet. Gebietsverbande und Hochschulgruppen sind dem jeweiligen
Landesverband — sofern vorhanden — direkt nachgeordnet, andernfalls dem
Bundesverband.

(5) Landesverbande, Gebietsverbande und Auslandsorganisationen fuhren die
Kurzbezeichnung ,Die PARTEI" verbunden mit dem Namen des jeweiligen Bundeslandes,
des jeweiligen Gebietes bzw. des jeweiligen Staates. Hochschulgruppen fuhren die
Kurzbezeichnung ,Die LISTE" oder die Kurzbezeichnung ,Die PARTEI Hochschulgruppe®,
jeweils verbunden mit dem Namen der Hochschule.

(6) Die Grundung einer Gliederung ist nur zulassig, wenn im jeweiligen Tatigkeitsgebiet
noch keine entsprechende Gliederung besteht. Die Grundung ist in einem
Grundungsprotokoll zu beurkundigen.

(7) Uber die Aufnahme von Gliederungen entscheidet der Bundesverband.

(8) Jede Gliederung wahlt einen Vorstand und benennt einen Postempfanger und soll sich
ein Programm und eine Satzung geben. Die Satzung darf die Regelungen der Satzungen
der Ubergeordneten Verbande nicht Gberschreiten.

(9) Mitgliederversammlungen sind mindestens jahrlich abzuhalten. Stimmberechtigt sind
alle Mitglieder mit Wohnsitz im Tatigkeitsgebiet bzw. alle Mitglieder, die an der Hochschule
eingeschrieben sind.

(10) Vorstandswahlen sollen jahrlich durchgefiihrt werden, mindestens jedoch alle zwei
Jahre.

(11) Die Gebietsverbande sind aufgefordert, bei der politischen Willensbildung des Volkes
mitzuwirken.

§ 8 — Bundespartei und Landesverbande

(1) Die Landesverbande sind verpflichtet, alles zu tun, um die Einheit der PARTEI zu
sichern, sowie alles zu unterlassen, was sich gegen die Grundsatze, die Ordnung oder
das Ansehen der PARTEI richtet. Sie haben auch ihre Organe zu einer gleichen
Verhaltensweise anzuhalten.



(2) Verletzen Landesverbande, ihnen nachgeordnete Gebietsverbande oder Organe diese
Pflichten, ist der Bundesvorstand berechtigt und verpflichtet, die Landesverbande zur
Einhaltung dieser Pflichten aufzufordern.

§ 9 — Organe der Bundespartei

(1) Die Organe der PARTEI sind der Vorstand, der Bundesparteitag und die
Grundungsversammlung.

§ 9a - Bundesvorstand
(1) (entfallen)

(2) Der Bundesvorstand vertritt die PARTEI nach innen und aufden. Er fuhrt die Geschafte
auf Grundlage der Beschlusse der Organe. Der Vorstand kann einzelne
Vorstandsmitglieder als Vertreter oder mehrere Vorstandsmitglieder als gemeinschaftliche
Vertretung nach auf3en ermachtigen.

(3) Dem Bundesvorstand gehdren mindestens sieben Mitglieder an:

. Vorsitz

. stellvertretender Vorsitz

. Politische Geschéftsfihrung

. Bundesschatzmeisteramt

. Stellvertretendes Bundesschatzmeisteramt
. Generalsekretariat

7. weitere Amter

OO O WN -

Uber die exakte Anzahl und Bezeichnungen der weiteren Amter entscheidet der
Bundesparteitag im Rahmen der Abstimmung tber das Wahlverfahren, siehe Absatz (4b).
Diese Entscheidung gilt jeweils fur die nachfolgende Wahl und ist bei der nachsten Wahl
neu zu beschliefden.

(4) Die Mitglieder des Vorstandes werden vom Bundesparteitag oder der
Grindungsversammlung in geheimer Wahl fur die Dauer von zwei Jahren gewahlt. Alle
Mitglieder des Bundesvorstands werden auf demselben Bundesparteitag gewahlt. Ist eine
Nachwahl erforderlich, erfolgt diese nur flr den Rest der laufenden Amtszeit. Die
Mitglieder des Bundesvorstandes fihren bis zur Neuwahl des Bundesvorstandes die
Geschafte kommissarisch weiter.

(4b) Der Vorstand kann auch in Blockwahl gewahlt werden, wenn auf Antrag mindestens
zwei Drittel der wahlberechtigten Mitglieder der Mitgliederversammlung fur dieses



Wabhlverfahren stimmen. Die Abstimmung uber das Wahlverfahren kann in offener
Abstimmung stattfinden, wenn sich die Mehrheit der Mitgliederversammlung daftr
ausspricht.

(5) Der Bundesvorstand tritt mindestens zweimal jahrlich zusammen. Er wird vom
Bundesvorsitzenden oder bei dessen Verhinderung von einem seiner Stellvertreter
schriftlich mit einer Frist von zwei Wochen unter Angabe der Tagesordnung und des
Tagungsortes einberufen (E-Mail genugt). Bei au3erordentlichen Anlassen kann die
Einberufung auch kurzfristiger erfolgen.

(6) Auf Antrag eines Funftels der Parteimitglieder kann der Vorstand zum Zusammentritt
aufgefordert und mit aktuellen Fragestellungen befal3t werden.

(7) Der Bundesvorstand beschlie3t Uber alle organisatorischen und politischen Fragen im
Sinne der Beschlusse des Bundesparteitages bzw. der Grindungsversammlung.

(8) Der Bundesvorstand wirkt bei der Aufstellung der Kandidaten fur die Wahlen zum
Deutschen Bundestag und zum Europaischen Parlament im Rahmen der gesetzlichen
Vorschriften mit. Der Bundesvorstand ist insbesondere neben dem zustandigen
Landesvorstand berechtigt, nach § 21 Abs. 4 Bundeswahlgesetz und § 10 Abs. 4
Europawahlgesetz gegen den Beschluss einer Mitgliederversammlung Uber die
Bewerberaufstellung Einspruch zu erheben.

§ 9b — Bundesparteitag

(1) Der Bundesparteitag tagt als Mitgliederversammlung. Er soll jahrlich, mindestens
jedoch alle zwei Jahre abgehalten werden. Er tagt barrierearm.

(2) Der Bundesparteitag wird vom Bundesvorsitzenden oder bei dessen Verhinderung von
seinem Stellvertreter oder einem beauftragten Vorstandsmitglied schriftlich mit einer Frist
von sechs Wochen unter Angabe der vorlaufigen Tagesordnung und des Tagungsortes
einberufen (E-Mail gentgt). Bei aulerordentlichen Anlassen (z. B. unerwartet notwendige
Wahlen oder kurzfristig erforderliche Listenaufstellungen) kann die Einberufung auch
kurzfristiger erfolgen, mindestens jedoch mit einer Frist von 10 Tagen.

(3) Bei ordentlichen Bundesparteitagen konnen Antrage zur Tagesordnung bis zu drei
Wochen vor dem Parteitag gestellt werden. Glltige Antrage massen in Textform von 7
oder 12 Mitgliedern unterstutzt werden. Andernfalls sind nur noch Antrage fur ,Sonstiges*
(nicht beschlussfahig) moglich. Spatestens zwei Wochen vor dem Bundesparteitag ist den
Mitgliedern die endgultige Tagesordnung zur Ansicht bereitzustellen. Bei
aulderordentlichen Bundesparteitagen werden Beschlusse nur zum dringlichen, den
Parteitag notwendig machenden Anlass gefasst. Dieser Anlass ist bei der Einladung



anzugeben.

(4) Der Bundesparteitag beschliel3t mit einfacher Mehrheit tber die in § 9 PartG
niedergelegten Angelegenheiten. Die Beschlusse werden durch eine mindestens
zweikopfige, vom Parteitag gewahlte Tagungsleitung beurkundet.

(5) Gaste kdnnen durch Beschluld zugelassen werden, besitzen jedoch kein Stimmrecht.

(6) Die Grundungsversammlung tagt nur einmal am 2. August 2004.

§ 10 — Bewerberaufstellung fur die Wahlen zu Volksvertretungen

(1) Fur die Aufstellung der Bewerber fur Wahlen zu Volksvertretungen gelten die
Bestimmungen der Wahlgesetze und der Satzungen der Bundespartei und der
zustandigen Gliederungen.

(2) Landeslistenbewerber sollen ihren Wohnsitz im entsprechenden Bundesland haben,
Kreisbewerber im entsprechenden Wahlkreis.

§11
(entfallen)

§ 12 — Satzungsanderung

(1) Anderungen der Bundessatzung kénnen nur von einem Bundesparteitag mit einer
einfachen Mehrheit beschlossen werden.

(2) Uber einen Antrag auf Satzungsénderung kann nur abgestimmt werden, wenn er
mindestens vier Wochen vor Beginn des Bundesparteitages beim Bundesvorstand
eingegangen ist und von 7 oder 12 Mitgliedern in Textform unterstitzt wird.

(3) (entfallen)

§ 13 — Auflosung und Verschmelzung

(1) Die Aufldsung der Bundespartei oder ihre Verschmelzung mit einer anderen Partei
kann nur durch einen Beschlul} des Bundesparteitages mit einer Mehrheit von drei Vierteln
der zum Bundesparteitag Stimmberechtigten beschlossen werden. Die gleiche Mehrheit
erfordert eine Anderung des Programms der PARTEL.

(2) Die Auflosung eines Landesverbandes kann durch einen Beschlul® des



Bundesparteitages mit einer Mehrheit von drei Vierteln der zum Bundesparteitag
Stimmberechtigten beschlossen werden. Ein solcher Beschlu® muf durch eine
Urabstimmung unter den Mitgliedern bestatigt werden. Die Mitglieder auf3ern ihren Willen
im Zusammenhang mit der Urabstimmung schriftlich (Fax genigt, Urabstimmungsformular
wird versandt bzw. auf der PARTEI-Homepage zum Download bereitgestellt.

(3) Die Landesverbande haben eine Bestimmung in ihrer Satzung aufzunehmen, wonach
Beschlusse uber ihre Auflosung oder Verschmelzung zur Rechtskraft der Zustimmung
eines Bundesparteitages bedurfen.

§14
(entfallen)

§ 15 — Parteiamter

(1) Die nicht beruflich ausgetbten Funktionen und Tatigkeiten in der PARTEI sind
Ehrenamter. Eine Vergltung flr ehrenamtliche Tatigkeit ist ausgeschlossen.

(2) Amtstrager, beauftragte Mitglieder und Bewerber bei 6ffentlichen Wahlen kénnen einen
Antrag auf Erstattung von Kosten und notwendigen Auslagen stellen, die durch Austibung
des Amtes, des Auftrages oder der Kandidatur entstanden sind und nicht anderweitig
erstattet werden. Der Antrag ist mit entsprechenden Nachweisen beim tUbergeordneten
Verband zu stellen.

(3) H6he und Umfang der Erstattungen werden vom Bundesvorstand und von den
Landesverbanden fir ihren jeweiligen Zustandigkeitsbereich einheitlich geregelt.
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Bundesverband

GRUNDSATZPROGRAMM DER PARTEI
Geéandert am 21. Mai 2022

PRAAMBEL

Wir, die Mitglieder der PARTEL, stellen den Menschen in den Mittelpunkt unserer Politik. Ausgehend
von den Werten des Grundgesetzes und auf der Basis unserer Grundwerte Freiheit, Gleichheit und
Schwesterlichkeit wollen wir in unserer politischen Arbeit die Grundlagen dafiir schaffen, mit anderen
zusammen das Ziel einer wirklich menschlichen, das heil3t friedlichen und gerechten Gesellschaft
anzustreben und zu verwirklichen.

Freiheit

Freiheit als Grundwert bedeutet fiir uns die gréfitmdgliche Entfaltung der Moglichkeiten jeder
einzelnen Birgerin wie auch die gré3tmoégliche Entfaltung der Mdglichkeiten der Gemeinschatft.
Freiheit findet in Verantwortung vor dem Mitmenschen statt. lhre Schranken findet die Freiheit des
einzelnen deshalb dort, wo die Freiheit des anderen beruhrt ist. Unser Ziel ist ein Gemeinwesen, in
dem sich jede und jeder ihren und seinen Bedurfnissen und Fahigkeiten geman entwickeln kann und
sich ihrer und seiner Verantwortung fir die Gesellschaft bewusst ist.

Gleichheit

Gleichheit als Grundwert verkérpert fir uns mehr als nur die Gleichheit aller Menschen vor dem
Gesetz. Gleichheit ist zutiefst verbunden mit dem Kerngedanken der Gerechtigkeit, an dem sie sich
jederzeit messen lassen mul3. Es darf nicht sein, dal3 in unserer Gesellschaft die Herkunft Giber den
beruflichen Erfolg entscheidet. Gerechtigkeit als gesellschaftliches Ziel erfordert deshalb den
Ausgleich sozialer -Unterschiede, den Abbau von Privilegien und wirkliche Chancengleichheit. Unser
Ziel ist eine -Gesellschaft, in der individuelle Leistung ohne Ansehen der Person geférdert und
belohnt wird.

Schwesterlichkeit

Der Grundwert der Schwesterlichkeit bedeutet fir uns unbedingte Solidaritat mit den Schwachen,
Alten, Kranken, den nachwachsenden Generationen und der Umwelt. Ohne soziale Sicherheit und
besonderen Schutz ist fiir diejenigen, die Leistung nicht aus eigener Kraft erbringen kénnen, kein



menschenwirdiges Leben mdoglich. Unser Ziel ist ein Gemeinwesen, das seine Mitglieder in
Krisensituationen nicht alleinlasst und das auf dem Weg in die Zukunft niemanden zurticklasst.

Kampf gegen die Massenarbeitslosigkeit

Statt Schritte zum Abbau der Arbeitslosigkeit vorzuschlagen, ist die Agenda 2010 ein Programm zur
Bekampfung der Arbeitslosen. Die SPD-geflhrte Regierung hebt hervor, die Zeit- und Leiharbeit von
birokratischen Beschrankungen befreit und die Moéglichkeiten zur befristeten Beschaftigung
verlangert zu haben. Fir den Arbeitsmarkt fordert sie mehr Beweglichkeit und Flexibilisierung. Das
Renteneintrittsalter wird von 65 auf 67 Jahre erhéht. Das Ministerium fir Arbeit und Wirtschaft will
Feiertage abschaffen und Urlaub reduzieren.

Jede Verlangerung der Arbeitszeit, jede Malinahme der Flexibilisierung und Ausweitung der Zeit- und
Leiharbeit fuhrt zur weiteren Erhéhung der Arbeitslosigkeit. Mal3Bnahmen, die Normalarbeitsplatze
zerstoren und dafur Billigjobs schaffen, reil3en neue Locher in die Sozialkassen. Derart Beschéftigte
haben keine wirksame Alterssicherung — was der Gesellschaft weitere Kosten aufburdet.

In der Vergangenheit konnten allein grof3ere Arbeitszeitverkiirzungen bei vollem Lohn- und
Gehaltsausgleich die massenhafte Erwerbslosigkeit reduzieren. Notwendig ist die gesetzliche
Einfuhrung einer Regelarbeitszeit von 35 Stunden pro Woche, eine enge Begrenzung von
Uberstunden und die Umwandlung befristeter Arbeitsverhaltnisse in unbefristete. Eine breit angelegte
Kampagne fur eine weitreichende Verkiirzung der allgemeinen Arbeitszeit bei vollem Lohn- und
Gehaltsausgleich ist das Ziel unserer Partei.

Gerechter Ausgleich zwischen Arm & Reich

Alle Menschen haben das Recht, sozial gleichberechtigt in Wirde und Selbstbestimmung zu leben.
Wir ké&mpfen fir eine gerechte Verteilung der Giter und gleiche Lebenschancen fir alle.

Wir engagieren uns besonders fir

e die tatsachliche Gleichstellung aller Geschlechter und Sexualitaten

e eine gesicherte und bezahlbare Gesundheitsversorgung fur alle

e ein Bildungssystem, das allen offen steht und Chancengleichheit fordert

e die Umverteilung von Arbeit und Reichtum

o ein offenes und gleichberechtigtes Miteinander von Deutschen und Ausléndern

Nachhaltige Reform des Gesundheitssystems

Kaum ein Patient kennt in Deutschland die Kosten seiner Behandlung, es gibt keine Transparenz.
Krankenkassen und Arzteverbznde bilden Preiskartelle, verniinftiger Wettbewerb wird systematisch
verhindert. Die normalen Ausgleichsmechanismen zwischen Angebot und Nachfrage funktionieren
nicht: Meist bestimmt allein der Arzt, ob und wieviel gerdntgt, geschnitten, gemessen wird. Fur viele
ist das deutsche Gesundheitswesen ein Grund, sich die Hande zu reiben. Deutsche werden doppelt
so oft durchleuchtet wie Niederlander, sie gehen dreimal 6fter zur Arztin als die Schweden und
schlucken in ihrem Leben fast zweimal so viel an Medikamenten wie Norweger — ohne dass ihr
Gesundheitszustand deswegen besser ware. Eine Verschwendung ungeahnten Ausmalies.



Wir streben eine nachhaltige Reform des Gesundheitswesens an: Jede Birger*In muss Zugang zu
den gleichen, medizinisch notwendigen Behandlungen haben, jeder muss seiner Leistungsfahigkeit
entsprechend dafir bezahlen. Armut darf nicht langer ein Krankheitsrisiko sein!

Stopp dem Raubbau an unserem Planeten

Atomkraftwerke, gentechnisch veranderte Lebensmittel, Transitlawine und besonders Tierschutz sind
vielen Menschen wichtig. Trotzdem haben es die Regierungen der letzten -Jahrzehnte versaumt, die
Bedirfnisse der Menschen in diesem Land nach intakter Umwelt und Natur ernst zu nehmen.

Die PARTEI bekennt sich zur Nachhaltigkeit im Umwelt-, Natur- und Tierschutz: Nur sorgsamer und
bewuRter Umgang mit natlrlichen Ressourcen und Lebensgrundlagen wie Luft, Wasser und
Nahrungsmittel sichern unsere Existenz in der Gegenwart sowie die Zukunft unserer Kinder.

Nachhaltigkeit geht aber Uber den Umweltschutzgedanken hinaus und zieht sich durch alle
politischen und gesellschaftlichen Bereiche. Zukinftigen Generationen wollen, ja mussen wir
dieselben Chancen auf ein selbstbestimmtes Leben in einer intakten Umwelt ermdglichen.

Fur uns bedeuten moderner Umweltschutz und nachhaltige Entwicklung mehr als beispielsweise der
Einbau von Filtern in Kraftwerke. Moderner Umweltschutz und nachhaltige Entwicklung bedeuten
weder Verzicht noch Askese. Moderner Umweltschutz fordert Innovationen. Moderner Umweltschutz
schafft Arbeitsplatze. Moderner Umweltschutz schafft neue Exportchancen fur unsere Wirtschaft.
Moderner Umweltschutz belebt den Tourismus. Moderner Umweltschutz starkt den landlichen Raum.
Und Umweltschutz, wie wir ihn verstehen, bringt vor allem eines: Mehr Lebensqualitat fir die
Menschen in Deutschland.

Wir wollen, da3 Deutschland im Umweltschutz eine internationale Vorreiterrolle einnimmt,
-Deutschland soll Umweltmusterland werden. Dies betrifft neben einer vorbildlichen Umweltpolitik
auch ein umweltpolitisch engagiertes Agieren unseres Landes in den Gremien der EU und im
Rahmen internationaler Verhandlungen.

Mehr Demokratie: Plebiszitare Elemente auf Bundesebene

Das Thema Volksbegehren und Volksentscheide begleitet die politische Diskussion in der
Bundesrepublik seit tiber 50 Jahren. Grundgedanke ist, den Biirgerinnen und Blrgern mehr politische
Mitsprache bei politischen Entscheidungen und vor allem politische Teilhabe bei Gesetzen und
Rechtsverordnungen zu geben. Der Parlamentarische Rat hatte bei den Beratungen tiber das
Grundgesetz fur die Bundesrepublik Deutschland in den Jahren 1948/1949 das Thema sehr restriktiv
behandelt und so gut wie keine plebiszitdren Elemente in die Verfassung aufgenommen.

In den damaligen Beratungen wurde immer wieder auf die Ereignisse in den letzten Jahren der
Weimarer Republik verwiesen und gedulert, nicht zuletzt die starken Plebiszitmdglichkeiten in der
Reichsverfassung wie auch die Direktwahl des Reichsprasidenten hatten den Boden fur
demagogische Stromungen bereitet und letztlich dem Aufstieg des Nationalsozialismus Vorschub
geleistet. In den Jahren bis 1989 gelang es nicht, diese Situation zu verandern.

Die meisten Bundeslander haben inzwischen in ihre Landesverfassungen die Méglichkeiten von
Volksinitiativen und Volksbegehren eingebaut. Das Prozedere ist Uberall &hnlich: Auf eine
Volksinitiative (in den vergangenen Jahrzehnten h&ufig von Burgerinitiativen angestol3en) wird ein
Volksbegehren eingeleitet. Wird dieses von geniigend Birger:Innen unterstitzt, ist der Landtag
gezwungen, sich mit dem Gesetz zu befassen. Verabschiedet dieser das Gesetz nicht, dann ist ein
Volksentscheid maglich, bei dem die Mehrheit der Blirger*innen tiber Annahme oder Ablehnung



entscheidet. In der Praxis kam es bereits haufiger vor, dass das jeweilige Landesparlament ein
eigenes Gesetz formuliert und es gemeinsam mit dem aus dem Volksbegehren stammenden Gesetz
zur Abstimmung gestellt hat. Im Jahr 2001 gab es in den Landern insgesamt 28 derartige
direktdemokratische Verfahren.

Wir wollen, dass solche plebiszitdren Elemente auch auf Bundesebene eingefuihrt werden! Wir
streben dabei ein dreistufiges Verfahren an:

1. eine Volksinitiative, mit der 400 000 Wahler die Beratung eines Gesetzes im
Parlament erreichen kénnen;

2. ein Volksbegehren, fiir das funf Prozent der Wahlberechtigten — etwa drei Millionen
Burgerinnen und Burger — erforderlich sind,;

3. ein Volksentscheid, der automatisch folgt, wenn der Bundestag das Volksbegehren
ablehnt. Ein solcher Volksentscheid ist gliltig, wenn 20 Prozent der wahlberechtigten
(bei Verfassungsanderungen 40 Prozent) Blrger:Innen teilnehmen.

Wir wollen das Grundgesetz so ergénzen, dass neben den in der Regel alle vier Jahre stattfindenden
Bundestagswahlen auch Uber wichtige Sachfragen entschieden werden kann. Damit sollen die
Birgerinnen und Burger mehr Rechte erhalten, allerdings auch mehr Verantwortung bernehmen.
Wir gehen davon aus, dass schon die Mdglichkeit von Volksinitiativen, Volksbegehren und
Volksentscheiden eine heilsame Rickwirkung auf das parlamentarische Leben und besonders auf die
Birgernéahe parlamentarischer Entscheidungsprozesse haben wird. Das, was wir anstreben, ist in den
16 Bundeslandern schon langst Realitat: Die Lander haben damit ganz offensichtlich gute
Erfahrungen gemacht. Sie nutzen diese Instrumente dann, wenn es ihnen notwendig erscheint. In
keinem Fall gibt es Bestrebungen irgendeiner Partei, diese Rechte wieder einzuschranken. Wir
wollen, dass diese Mdglichkeiten auch auf Bundesebene geschaffen werden.

Neugliederung des Bundesgebietes

Die Neugliederung des Bundesgebietes ist der einzige Fall, in dem das Grundgesetz (Artikel 29)
einen Volksentscheid vorsieht. Wir streben die Verringerung der Anzahl der Bundeslander auf
maximal acht durch einen solchen Volksentscheid an. Die fiinf LAnder Thiringen, Sachsen, Sachsen-
Anhalt, Branden-burg und Mecklenburg-Vorpommern sollen dabei zu einem starken Ost-Bundesland
zusammengefalit werden. Um wirtschaftliche Impulse zu erzeugen, soll dieses neue, starke
Bundesland eine Sonderbewirtschaftungszone (SBZ) bilden. Niedrige Steuersatze, flexible
arbeitsrechtliche Regelungen und eine entbirokratisierte und gestraffte Verwaltung sollen den
Aufschwung vorantreiben.

Diese Sonderbewirtschaftungszone (SBZ) soll auch baulich vom Rest der Bundesrepublik getrennt
werden. Auf diese Weise soll unserer modernen, fortschrittichen und zukunftsweisenden Idee einer
solchen Zone Nachdruck verliehen werden.
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Bundesverband

zuletzt gewählt am 21.09.2024



		Vorsitzender

		

		

		Martin Sonneborn



		Stellv. Vorsitzende

		

		Elise Teitz



		Stellv. Vorsitzender

		

		Tom Rodig



		Generalsekretär

		

		Thomas Hintner



		Bundesgeschäftsführer

		

		Georg Lenz



		Bundesschatzmeisterin

		

		Julia Kölver 



		Stellver. Bundeschatzmeister

		

		Norbert Gravius



		Vorstandsmitglied

		

		Marie Burneleit



		Vorstandsmitglied

		

		Paula Erdmann









Landesverband Baden-Württemberg

zuletzt gewählt am 07.07.2024



		Vorsitzender

		

		Peter Mendelsohn



		1. Stellv. Vorsitzende

		Ina Schumann



		2. Stellv. Vorsitzende

		Milena Götz



		Schatzmeister

		

		Martin Keller



		Stellv. Schatzmeisterin

		

		Antje Waibel



		Generalsekretär

		

		Daniel Friesch



		Pol. Geschäftsführer

		Jörg Lesser



		Stellv. Schatzmeisterin

		

		Hannah Wölfl



		Propagandaleiterin

		

		Sophie Kessel



		Pol. Sprecher

		Max Braun



		Mitglied des Vorstands o. b. G.

		

		Joel Widmaier









Landesverband Bayern

zuletzt gewählt am 07.07.2024



		Vorsitzender

		

		Roland Kronbauer



		Stellv. Vorsitzende

		Michael Dering



		Schatzmeisterin

		

		Anja Klingelhöfer



		Stellv. Schatzmeister

		

		Thomas Sachs



		Generalsekretär

		

		Bernd Sander



		Landespolitische Sprecherin

		

		Anna Bauer



		Politischer Geschäftsführer

		

		Philip Nowakowski



		Vorstandsmitglied

		

		Martin Winkler



		Vorstandsmitglied

		

		Michael Kilian



		Vorstandsmitglied

		

		Tommy Schwellinger









Landesverband Berlin

zuletzt gewählt am 11.02.2024



		Vorsitzender

		

		Martin Pohlmann



		Schatzmeisterin

		

		Kerstin Kruschwitz



		Stellv. Vorsitzende

		Katharina Kerbstat



		Stellv. Vorsitzender

		Jan-Marcel Bundels



		Stellv. Vorsitzende

		Julia Kölver



		Stellv. Vorsitzender

		Sebastian Schneiderreit



		Stellv. Vorsitzender

		Riza. A. Cörtlen



		Stellv. Vorsitzender

		Torben Denecke



		Stellv. Vorsitzender

		Sebastian Richter



		Stellv. Vorsitzender

		Dirk Fleischmann



		Stellv. Vorsitzender

		Erik Witthauer



		Stellv. Vorsitzende

		Sabine Taeubner













Landesverband Brandenburg

zuletzt gewählt am 21.07.2024



		Vorsitzender

		

		

		Nick Hübner



		Stellv. Vorsitzender

		Focko Heyen Hinken



		Schatzmeister

		

		Thomas Apitz



		Politischer Geschäftsführer

		

		Sascha Jenchen



		Generalsekretärin

		Jennifer Mueller



		Pressesprecher

		Thomas Hufnagel











Landesverband Bremen

zuletzt gewählt am 03.09.2023



		Vorsitzender

		

		

		Sandor Herms



		Stellv. Vorsitzender

		Marten Schulz



		Schatzmeister

		

		Tobias Lotz



		Pol. Geschäftsführerin

		

		Ruth Rothgänger



		Generalsekretär

		

		Lars Köke











Landesverband Hamburg

zuletzt gewählt am 29.12.2024



		Vorsitzender

		

		

		Steffen Hinz 



		Vorsitzender

		Martin Schoenewolf



		Schatzmeister

		

		Marc von Beichmann



		Mitglied des Vorstands

		

		

		Katharina Denker



		Mitglied des Vorstands

		

		Taro Tatura



		Mitglied des Vorstands

		

		Samantha Edsen



		Mitglied des Vorstands

		

		Casten Gemer

















Landesverband Hessen

zuletzt gewählt am 30.11.2024



		Vorsitzender

		

		Nico Wehnemann



		Stellv. Vorsitzende

		

		Claudia Dettenrieder



		Schatzmeisterin

		

		Franziska Schlegel



		Stellv. Schatzmeister

		Dominik Haas



		Generalsekretär

		

		John Kortt



		Stellv. Generalsekretärin

		Ronja Ketterer



		Pol. Geschäftsführer

		Darwin Walter



		Stellv. Pol. Geschäftsführerin

		Marvin Sterna



		Regionalkoordinator

		Ulrich Wolf











Landesverband Mecklenburg-Vorpommern

zuletzt gewählt am 13.05.2023



		Vorsitzender

		

		

		Martin Molter



		Stellv. Vorsitzender

		Raik Osiablo



		Schatzmeister

		

		Robert Gränert











Landesverband Niedersachsen

zuletzt gewählt am 07.04.2024



		Vorsitzende

		Layla Schmidt



		Vorsitzender

		Sebastian Wirth



		Stellvertretender Vorsitzender

		Jens-Uwe Thümer



		Stellvertretende Vorsitzende

		Sabine Thümer-Bauereiß



		Schatzmeister

		Christian Karl Lehmann



		Generalsekretär

		Dennis Rhatje



		  Pol. Geschäftsführerin

		Hannah Vergeld



		Unpol. Geschäftsführerin

		Niklas Willem Brandes



		Vorstandsmitglied

		Lisa-Marie Rosien



		Vorstandsmitglied 

		Claudia Braun











Landesverband Nordrhein-Westfalen

zuletzt gewählt am 02.12.2023



		Vorsitzender

		

		Dr. Mark Benecke



		Stellv. Vorsitzende

		Julia Wiedow



		Stellv. Vorsitzende

		

		Paula Erdmann



		Stellv. Vorsitzende

		

		Viola Neumann



		Schatzmeister

		

		Jens Petersen



		Schatzmeister

		

		Thilo Behrendt



		Schatzmeister

		

		Stephan Kuhn



		Generalsekretär

		

		Olaf Schlösser



		Politischer Geschäftsführer

		

		Patrick Meyer



		Mitglied des Vorstands o. b. G.

		

		Paul Kuhlemann



		Mitglied des Vorstands o. b. G.

		

		Lena Oberbäumer



		Mitglied des Vorstands o. b. G.

		

		Thomas Hofman



		Mitglied des Vorstands o. b. G.

		

		Ann-Christin Elpelt









Landesverband Rheinland-Pfalz

zuletzt gewählt am 05.08.2023



		Vorsitzender 

		

		

		Kevin Wilhelm



		Stellv. Vorsitzende

		

		

		Daniele Janice Zaun



		Schatzmeister

		Florian Niedt



		Stellvertr. Schatzmeister

		Falko Rösch



		Pol. Geschäftsführerin

		

		Claudia Boas



		Generalsekretär

		

		Samuel Knewitz



		Beisitzerin

		

		Vera Ganske



		Stellv. Schatzmeister

		

		Heiko Förster









Landesverband Saarland

zuletzt gewählt am 29.05.2022



		Vorsitzende

		

		Evelyne Görlinger



		Stellv. Vorsitzender

		Jimmy Niklas Both 



		Schatzmeister 

		

		Justin Walter



		Generalsekretär

		

		Michael Franke



		Pol. Geschäftsführerin

		

		Almut Deeß



		Beisitzer

		Sven Sonnhalter



		Beisitzer

		Christian Weber







Landesverband Sachsen

zuletzt gewählt am 26.10.2024





		Vorsitzender

		

		Tom Rodig



		Stellv. Vorsitzende

		

		Sabine Küchler



		Stellv. Vorsitzender

		

		Michael Waldmann



		Schatzmeister

		

		Andreas Schwock



		Schatzmeisterin

		

		Heike Höfkes



		Schatzmeister

		

		David Britten



		Landesgeschäftsführer

		

		Sebastian Cedel



		Landesgeschäftsführerin

		

		Verena Traubinger



		Generalsekretär

		

		Maximilian Aschenbach



		Beisitzende

		

		Desiree Engel



		Beisitzende

		

		Thomas Ihm



		Beisitzende

		

		David Britten



		Beisitzende

		

		Terence Siepermann



		Beisitzende

		

		Martin Muth



		Beisitzende

		

		Matthias Denecke



		Beisitzende

		

		Antje Tischer



		Beisitzende

		

		Marc Klauß



		Beisitzende

		

		Christine Müller



		Beisitzende

		

		Katharina Christina Subat











Landesverband Sachsen-Anhalt

zuletzt gewählt am 19.10.2024



		Vorsitzender

		

		

		Martin Bochmann



		Stellv. Vorsitzender

		

		Martin Rost



		Schatzmeister

		

		Kevin Schimka



		Generalsekretärin

		

		Tina Uhlemann



		Politische Geschäftsführerin

		

		Dörte Jacobi



		Beisitzerin

		

		Jacqueline Jutrowska



		Beisitzerin

		

		Jenny Hannig















Landesverband Schleswig-Holstein

zuletzt gewählt am 03.09.2023



		Vorsitzender

		

		

		Florian Wrobel



		Stellv. Vorsitzende

		

		Alexandra Richter



		Schatzmeisterin

		

		Yana Käding



		Stellvertr. Schatzmeister

		

		Jannis Langmaack



		Generalsekretär

		

		Nils-Henrik Köhler



		Pol. Geschäftsführer

		

		Markus Richter



		Zentralinspektor

		

		Jens Wemhöner



		Politkommisar

		

		Yorik Timo Hansen











Landesverband Thüringen

zurückgetreten am 23.03.2024



		Vorsitzende

		

		Sindy Malsch



		Vorsitzender

		

		Simon Wagner



		Schatzmeierin

		

		Maria Sophie Büttner



		Schatzmeisterin

		

		Katja Kuhn



		Schatzmeister

		

		Jan Stein



		Stellv. Vorsitzender

		

		Benjamin Becker



		Stellv. Vorsitzender

		

		Tim Loose



		Stellv. Vorsitzender

		

		Ronny Ermisch



		Vorstandsmitglied

		

		Martin Sobeck



		Vorstandsmitglied

		

		Doreen Korb



		Vorstandsmitglied

		

		Stefan Wagner



		Vorstandsmitglied

		

		Adrien Gerhadt







